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Zur Wahl der Direktoren. Richter und Schöffen
der Bezirksgerichte im Jahre 1976
Der Staatsrat der DDR hat am 18. August 1976 beschlos­
sen, daß im Zusammenhang mit den am 17. Oktober 
1976 stattfindenden Wahlen zur Volkskammer und zu 
den Bezirkstagen auch die Direktoren, Richter und 
Schöffen der Bezirksgerichte gewählt werden.
Dieser Beschluß bringt zum Ausdruck, daß die Justiz­
organe und die Rechtspflege unserer Republik fester 
Bestandteil der einheitlichen politischen Macht unseres 
sozialistischen Staates unter Führung der Arbeiterklasse 
und ihrer marxistisch-leninistischen Partei sind. Er un­
terstreicht die untrennbare Einheit von sozialistischer 
Demokratie und sozialistischem Recht, von Justiz und 
Volk, wie sie nur im Sozialismus möglich ist.

Zur politischen Bedeutung der Wahl

Wie die Wahlen zur obersten Volksvertretung und zu 
den Bezirkstagen wird auch die Wahl der Direktoren, 
Richter und Schöffen der Bezirksgerichte durch die Auf­
gabenstellung des IX. Parteitages der SED bestimmt, die 
entwickelte sozialistische Gesellschaft weiter zu gestal­
ten und die grundlegenden Voraussetzungen für den 
allmählichen Übergang zum Kommunismus in der DDR 
zu schaffen. Das bringt höhere Anforderungen mit 
sich.
Die Grundsätze des von der Volkskammer am 24. Juni 
1976 beschlossenen Wahlgesetzes setzen entsprechend 
dem erreichten Reifegrad unserer gesellschaftlichen Ent­
wicklung auch für die Richter- und Schöffenwahl Maß­
stäbe, die in der politisch-ideologischen und organisato­
rischen Arbeit der Wahlbewegung durchzusetzen sind. 
So, wie die Verantwortung der Volksvertretungen als 
gewählter Machtorgane unseres Staates der Arbeiter 
und Bauern weiter wächst, gilt dies gleichermaßen für 
die Justizorgane, insbesondere die Gerichte, in bezug 
auf die Rechtsprechung, die Rechtsverwirklichung und 
die Rechtserläuterung sowie für die Einordnung ihrer 
gesamten Tätigkeit in die Aufgabenstellung des betref­
fenden Territoriums. Auch die Arbeit der Gerichte wird 
durch die immer umfassendere und sachkundigere Mit­
wirkung der Werktätigen und ihrer Kollektive geprägt. 
Entsprechend der Aufgabenstellung des IX. Parteitages 
kommt es darauf an, unter breiter Nutzung der vorhan­
denen vielfältigen Erfahrungen diese Seite unserer Ar­
beit zielstrebig auszubauen und dadurch die Tätigkeit 
der Justizorgane noch enger mit den gesellschaftlichen 
Aktivitäten zur Durchsetzung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit, zur Gewährleistung von Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit zu verbinden.

Die Wahl der Direktoren, Richter und Schöffen der Be­
zirksgerichte wird dazu einen wichtigen Beitrag leisten. 
Ihre Vorbereitung und Durchführung dient der Stär­
kung der sozialistischen Staatsmacht und der weiteren 
Entfaltung der sozialistischen Demokratie.
In unserer Republik ist die Wahl der Richter, der Schöf­
fen und der Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte 
selbstverständliches Merkmal unserer gesellschaftlichen 
Praxis. Sie ist Ausdruck des verfassungsmäßigen Grund­
rechts der Bürger auf Mitgestaltung des politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens der 
sozialistischen Gesellschaft und ihres Staates. Zugleich 
sehen wir darin eine wesentliche Grundlage für die 
ständige Vervollkommnung der Rechtsordnung und für 
die kontinuierliche Erhöhung der gesellschaftlichen 
Wirksamkeit und der Qualität der Arbeit der Justiz­
organe. Mit der Wahl der Richter — gleich, ob sie 
hauptberuflich oder ehrenamtlich tätig sind — wird der 
zutiefst demokratische Charakter der Justiz der DDR 
sichtbar, die, vom Volke geschaffen und ausgeübt, allein 
den Interessen des Volkes dient. Wählbarkeit und Re­
chenschaftspflicht der Richter gewährleisten, daß die 
Rechtsprechung von Frauen und Männern aller Klas­
sen und Schichten des Volkes ausgeübt wird. Dies ist 
ein unumstößlicher Grundsatz unserer Verfassung. § 46 
Abs. 3 GVG bestimmt daher, daß die Direktoren, Rich­
ter und Schöffen der Bezirksgerichte durch die Bezirks­
tage für die Dauer der Wahlperiode dieser Volksvertre­
tungen gewählt werden. Dies wird entsprechend der 
Empfehlung des Staatsrates in der ersten Tagung der 
Bezirkstage nach deren Neuwahl erfolgen.

Die Leitung der Wahl

Entsprechend dem Beschluß des Staatsrates erfolgt die 
Leitung der Wahl durch einen zentralen Wahlausschuß. 
Ihm gehören an: der Minister der Justiz als Vorsitzen­
der, ein Mitglied des Präsidiums des Nationalrates der 
Nationalen Front der DDR, ein Mitglied des Präsidiums 
des Bundesvorstandes des FDGB und ein Mitglied des 
Präsidiums des Obersten Gerichts der DDR. Für jeden 
Bezirk wird zur Leitung der Wahl ein Bezirkswahl­
büro gebildet. Es besteht aus dem Direktor des Be­
zirksgerichts als Leiter, einem Mitglied des Rates des 
Bezirks, einem Mitglied des Sekretariats des Bezirks­
ausschusses der Nationalen Front der DDR, einem Mit­
glied des Sekretariats des Bezirksvorstandes des FDGB 
und zwei Schöffen des Bezirksgerichts.
Als Schöffen können hur solche Bürger vorgeschlagen
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